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Amts-Dlatt 
der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 


M24. Frankfurt a. O., den 12. Jani 5867. 


Gefet - Sammlung für bie Königlichen Preußiſchen Staaten Pro 1867. 
Nr. 43. enthält: (Nr. 6648.) Verordnung, betteſſend die Einführung der Allgemeinen Deutſchen Wechſel⸗ 
ordnung in die Herzogthümer Holſtein und Schleswig. Vom 13. Mai 1867. 
(Nr. 6649.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. Mai 1867, betreffend die Ausübung der Gerichtsbar⸗ 
keit in den an die Krone Preußen abgetretenen, vormals Königlich Beeriſchen Gebietstheilen, 
außer der Enklave Kaulsvorf. f 
(Nr. 6650.) Verordnung, betreffend die Juſtiz Verwaltung und die Einführung der im Land⸗ 
gerichtsbezirk Coblenz geltenden Geſetze in dem vormals Heſſen⸗Homburgſchen Oberamt 
Meiſenheim. Vom 13. Mai 1867. 8 
Nr. 44. enthält: (Nr. 6651.) Verordnung, betreffend die Küſtenfrachtſahrt in den Herzogthümern Schles⸗ 
wig und Holſtein. Vom 9. Mai 1867. 
(Nr. 6652.) Verordnung, betreffend die Wahl der Geſchworenen im Geblete der ehemaligen 
freien Stadt Frankfurt. Vom 11. Mal 1867. 
(Nr. 6653.) Verordnung, betreffend die Einführung des Geſetzes vom 25. April 1853 in die 
neu erworbenen Landestheile. Vom 23. Mal 1867. 
(Nr. 6654.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. Mai 1867, betreffend die Ermäßigung des in dem 
Hafen von Pillau zu entrichtenden Hafengeldes. 
(Nr. 6655.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. Mai 1867, betreffend die Ermäßigung der Schiff⸗ 
fahrtsabgaben in der Stadt Königsberg. 
Nr. 45. enthält: (Nr. 6656.) Verordnung, betreffend die Feſtſtellung des Finanz⸗Etats für die im 8. 1. 
unter Nr. 1. bis 3. des Geſetzes vom 24. Dezember 1866 (Geſetz⸗Samml. S. 876) bezeich⸗ 
neten ehemals Königlich Bayeriſchen Gebletstheile auf das Jahr 1867. Vom 11. Mat 1867. 
Nr. 46. enthält: (Nr. 6657.) Verordnung, betreffend die Penſtonsanſprüche der in den neu erworbenen 
Landesthellen angeſtellten und der mit dieſen Gebieten übernommenen unmittelbaren Cioll⸗ 
Staatsbeamten. Vom 6. Mai 1867. 
(Nr. 6658.) Verordnung, betreffend die Form der Dienſteide. Vom 6. Mai 1867. 
(Nr. 6659.) Verordnung, betreffend die Ablöſung der Servituten, die Theilung der Gemein⸗ 
ſchaften und die 8 ee der Grundſtücke für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen. 
Vom 13. Mai 1867. 
(Nr. 6660.) Verordnung, betreffend die Aufhebung des Güterſchluſſes in den Provinzen Fulda 
und e des ehemaligen Kurfürſtenthums Heſſen und der Kurheſſiſchen Verordnung vom 
4. Mai 1858 zur Verhütung gemeinſchädlicher Handelsſpekulationen mit Grundeigenkthum. 
Vom 13. Mai 1867. 
(Nr. 6661.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Mai 1867, betreffend die Penſionirung und Beſtätigung, 
beziehungsweiſe Ernennung der ſtädtiſchen Beamten im ehemaligen Königreich Hannover. 
(Nr. 6662.) Allerhöchſter rlaß vom 11. Mat 1867, betreffend die Vermehrung der Mitglieder⸗ 
zahl bei der Handelskammer zu Hagen. e 
Nr. 47. enthält: (6663.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen Geſetze und die Juſtiz⸗ 
Verwaltung in der vormals Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf. Vom 22. Mat 1867. 
(Nr. 6664.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. April 1867, betreffend Veränderungen in den Bezirken 
einiger unteren Verwaltungsbehörden und Amtsgerichte im Gebiete des vormaligen Königreichs 


Hannover. 
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(Nr. 6665.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. April 1867, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis- reſp. Actien⸗Chauſſee von Breslau 
über Schwoitſch nach Groß⸗Näblitz. 

(Nr. 6666) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Mai 1867, betreffend die Anwendung der Vorſchriften 
des Geſetzes über die Eiſenbahn⸗ Unternehmungen vom 3. November 1838 auf die von dem 
Hide Dürrenberg der Thüringiſchen Eiſenbahn nach der gleichnamigen Saline herzustellende 

iſenbahn. 

(Nr. 6667.) Genehmigungs Urkunde, betreffend einen Nachtrag zum Statut der Thüringifchen 
Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 8. Mai 1867. f 

(Nr. 6668.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Breslau⸗Schwoitſch⸗Groß⸗Näbdlitzer Chanſſeebau⸗Actiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Breslau 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 11. Mat 1867. x 

(Nr. 6669.) Verordnung, betreffend die Ausführung des $. 188 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865, ſowie der Verordnung vom 8. Mai 1867 wegen Einführung des Allge⸗ 

N meinen Berggeſetzes in das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover. Vom 25. Mal 1867. 
Nr. 48. enthält: (Nr. 6670.) Verordnung, betreffend die Einführung der Allgemeinen Deutſchen Wechſel⸗ 
ordnung in das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen. Vom 13. Mai 1867. 


B e fie n n. em a 

Die am 1. Juli d. J. fälllgen Zinſen der Staatsſchuldſcheine der Staatsanleihen von 1856 und 1859 
und der neumärkiſchen Schuldverſchreibungen können bei der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe hierſelbſt, Oranien⸗ 
ſtraße 94. unten links, ſchon vom 17. d. M. ab, mit Ansnahme der Sonn⸗ und Feſttage und der Kaſſen⸗ 
reviſtonstage, Vormittags von 9 bis 1 Uhr gegen Ablieferung der betreffenden Coupons in Empfang ge⸗ 
nommen werden. Von den Regierungs⸗Hauptkaſſen, der Haupt⸗Steuer⸗Amtskaſſe in Fraufurt a. M., der 
Stautskaſſe in Wiesbaden, der Haupt⸗Staatskaſſe in Caſſel, der Hauptkaſſe in Rendsburg und der General⸗ 
kaſſe in Hannover werden dieſe Coupons vom 20. d. M. ab, mit Ausnahme der oben bezelchneten Tage, 
eingelöft werden. 

Die Coupons müſſen nach den einzelnen Schuldengattungen und Appoints geordnet, und es muß 
ihnen ein, die Stückzahl und den Betrag der verſchiedenen Appoints enthaltendes, aufgerechnetes 
und unterſchriebenes Verzeichniß beigefügt ſein. Gleichzeitig findet bei der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe 
die Einlöſung der durch unſere Bekanntmachung vom 3. Dezember 1866 zum 1. Juli d. J. gekündigten 
Schuldverſchreibungen der fünfprozentigen Staatsauleihe von 1859 ſtatt. 

Bei den Regierungs⸗Hauptkaſſen und den oben genannten fünf Kaſſen können dieſe Schuldverſchrei⸗ 
bungen ebenfalls vom 20. d. M. ab eingereicht werden, weil ſie vorſchriftsmäßig vor der Auszahlung der 
Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe zur Feſtſtellung zu überſenden find. 

Berlin, den 1. Juni 1867. - 
Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. ‚ 
von Wedell. Löwe. Meinecke. 


Bekanntmachung des Königlichen Provinzial⸗Schul⸗Collegiums der Provinz Brandenburg. 


£ Wir bringen hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß mit dem 1. Oktober d. J. ein neuer Curſus in 
dem Schullehrer⸗Seminar zu Oranienkurg beginnt und die Prüfung der Aſpiranten auf 
den 22. und 23. Auguſt d. J. 
von uns anberaumt worden iſt. Diejenigen, welche die Aufnahme in das gedachte Seminar nachzuſuchen 
beabſichtigen, werden aufgefordert, dis zum 1. Auguſt d. J. mit dem betreffenden Geſuche a) einen von 
ihnen ſelbſt abgefaßten und geſchriebenen Lebenslauf, welcher — außer den nöthigen Perſonal⸗Nachrichten 
— den Gang ihrer Bildung und Vorbereitung für das Schulamt darſtellt, b) ihren Tauf⸗ und Confir⸗ 
matlonsſchein, e) ein Zeugniß ihres Seelſorgers über ihre ſittliche und religlöſe Befähigung zum Schul⸗ 
amte und ein Zeugniß über ihre untadelhafte Führung, d) ein ärztliches Gefundheitsatteſt, in welchem 
auch tie an ihnen erfolgte Impfung der Schutzblattern beſcheinigt fein muß, e) ein Atteſt über die in den 
iegtverfloffenen zwei Jahren erneuerte Pockenimpfung, k) ein Bildungszeugniß, welches ſich über die Fähig⸗ 
keit, den Fleiß und die Fortſchritte des Präparanden beſtimmt ausſpricht, g) eine ſchriftliche Erklärung ihrer 
Eltern oder Vormünder, wie viel ſie an Koſtgeld auf die ganze Dauer der Bildungszeit zu zahlen im Stande 
find, an den Herrn Seminardirektor Dr. Crüger in Oranienburg einzureichen und deſſen weitere Anweiſung 
zu gewärligen. Wegen der übrigen Bedingungen der Aufnahme wird auf die in dem Amtsblatt der König⸗ 


lichen Regierung zu Potsdam de 1861 Stück 35 Seite 268 und in dem Amtsblatt der Königlichen Mer 
gierung zu Frankfurt a. O. de 1861 Stück 35 Seite 205 veröffentlichte Nachricht Bezug genommen. 
Berlin, den 1. Juni 1867. Königliches Provinzial⸗Schul⸗Collegium. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 


I. Wir bringen hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß auf dem Gymnaſium zu Cottbus auch Unter⸗ 
richt im Wendiſchen ertheilt wird. Die in der preußiſchen Lauſitz wohnhaften Väter, welche wünſchen, 
daß ihre Sohne auch im Wendiſchen unterrichtet werden, können dieſelben deshalb gar wohl dem genannten 
Gymnaſium anvertrauen und haben nicht nöthig, dieſerhalb eine außerpreußiſche Bildungsanſtalt zu wählen. 

Frankfurt a. O., den 3. Juni 1867. 
II. Das von dem Geheimen Ober⸗Finanz Rath Sentrup herausgegebene Werk: 
Lan Geſetz, ketreffend die Einführung der Klaſſen⸗ und klaſſiftzirten Einkommenſteuer vom 
1. Mai 1851 ꝛc.“ 
iſt in fünfter vermehrter Auflage in Holberſtadt 1867, Verlag von Dölle u. Sohn, erſchienen. Daſſelbe 
enthält eine zweckmäßige Zuſammenſtellung der zu dem bezeichneten Geſetze bis zum Mai d. J. ergangenen 
Miniſtertal⸗Inſtructionen und Exlaſſe und ͤrſcheint daher zum Handgebrauch für die mit der Veranlagung 
der Klaſſenſteuer beauftragten Behörden, für die Vorſitzenden der Einſchätzungs⸗Commiſſionen und für die 
letzteren ſelbſt wohl geeignet. Frankfurt a. O., den 6. Juni 1867. 


9 
Perſonal⸗ Chronik. 
Der bisherige Hülfsprediger Guſtav Ludwig Emil Rösler iſt zum Rector und collaborator ministerii 
in Lieberoſe, Superintendentur Lübben, beſtellt worden. 

Der bisherige Predigtamts⸗Candidat Friedrich Vogel iſt zum Pfarrer bei den Evangeliſchen Gemein⸗ 
den der Parochie Oderin in der Diözefe Luckau beſtellt worden. 
nn et Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Carl Herrmann Oſtmann hat fih in Liebenau 

iedergelaſſen. f 

An Stelle des verſtorbenen Ritterguts⸗Beſitzers Rehmann auf Pehlitz iſt von den Krelsſtänden des 
Friedeberger Kreiſes der Lehnſchulze Kabel zu Vordamm zum Kreis verordneten und Mitgliede der Kreis- 
vermittelungs⸗Behörde des vorgedachten Kreiſes gewählt und dieſe Wahl beſtätigt worden. 

Perſonal⸗ Veränderungen für den Monat Mai 1867. 
.Bei dem Königl. Appellationsgericht zu Frankfurt a. O. 
Der Auskultator Loock iſt zum Referendarius ernannt. a 
.Bei den Kreisgerichten im Departement. 

Ernannt ſind: Der Kreisrichter Schmidt zu Friedeberg i. N. zum Rechtsanwalt und Notar in 
Aſchersleben, der Gefangenwärter Bauer zu Landsberg a. W. zum Boten und Exekutor bei dem Kreis⸗ 
gericht daſelbſt, der dortige Bote und Exekutor Klünner zum Gefangenwärter daſelbſt. Verſetzt ſind: Der 
Gefangenwärter Zimmermann zu Sorau als Bote und Exekutor an das Kreisgericht zu Guben, der Bote 
und Exekutor Roſt zu Cottbus an das Kreisgericht zu Croſſen. Geſtorben find: Der Kreisgerichts⸗Sekretalr 
Rättig zu Soldin und der Bote und Exekutor Robel zu Eroffen. 

Perſonal⸗Veränderungen im Bezirke der Königlichen Ober⸗Poſt⸗Direktion zu 

Frankfurt a. O. für den Monat Mai 1867. f 
„Es find ernannt: die Poſt⸗Expedienten Förſter in Luckau und Oehlke in Schwiebus zu Poſtverwaltern; 
beſtätigt: der Premier⸗Lieutenant a. D. Thiel in Fürſtenwalde als Poftmeiſter; angeſtellt: der invallde 
Sergeant Loſansky als Bürkaudiener in Sorau, und der invalide Sergeant Schulz als Briefträger in 
Frankfurt a. O.; entlaſſen: der Poft⸗Packetbeſteller Maske in Frankfurt a. O.; verſtorben: der Ober⸗Poſt⸗ 
agenmeifter Rodus in Schwiebus. > 
fol 5 bisherige Stations⸗Aſſiſtent für den Güterverkehr Heiſermann in Fürſtenwalde iſt definitiv als 
er bei der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn an geſtellt worden. f 


Vermiſchte Nachrichten. 


e . €. on in Berlin unter dem 13. Mär 
1865 ertheilte en 1) Das dem Fabrikanten F. C. Philippſon in Berlin unter de N 


auf ein als neu und eigenthümlich erachtetes Froſt⸗Sicherheits⸗Ventil für Pumpen und Waſſerröhren 
iſt aufgehoben. a f 
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2) Das dem Kaufmann J. H. F. Prillwitz in Berlin unter dem 21. Dezember 1865 ertheilte Patent 
auf ein als neu und eigenthümlich erkanntes Mittel zur Erzeugung photographiſcher Papiere, ohne 
Jemand in der Anwendung von Bekanntem zu beſchränken, 
iſt aufgehoben. ; 
Frankfurt a. O., den 3. Juni 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 
(2) Die Küfter- und Lehrerſtelle zu Zeckerin, Diözeſe Sonnewalde, Privat⸗Patronats, wird zum 
1. Oktober er. durch die Emeritirung des bisherigen Inhabers erledigt. 
Frankfurt a. O., den 5. Junt 1867. Königl. Regierung; Abtheilung für Kirchen⸗ u. Schulweſen. 
(3) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: Auf Grund des am 9. März 1866 prä⸗ 
ſentirten Antrags auf Erweiterung der Einzelfelder Auguſte und Heinrich des laut Urkunde vom 23. Ja⸗ 
nuar 1865 conſolidirten Bergwerks Augufte in den Gemeinden Frankfurt a. O. und Roſengarten, im 
Kreiſe Lebus, des Regierungsbezirks Frankfurt a. O., im Oberbergamtsbezirk Halle wird gemäß §. 215. 
des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 der Gewerkſchaft dieſes Bergwerks das Bergwerks⸗ 
Eigenthum innerhalb der auf dem von uns heute beglaubigten Situattonsriſſe angegebenen Grenzen 
f C D A einen Flächeninhalt von 261,663 Q.⸗Ltr. umfaſſend zur Erweiterung des Feldes 
Augufte, 2) E F G HE einen' Flächeninhalt von 294,939 Q.⸗Ltr. umfaſſend zur Erweiterung des Fel⸗ 
des Heinrich, zuſammen einen Flächeninhalt von 556,602 Q.⸗Ltr. umfaſſend, zur Gewinnung der in dieſen 
Feldern vorkommenden Braunkohlen verliehen und der geſammte Flächeninhalt des Einzelfeldes Auguſte 
von 238,336 auf 499,999 Q.⸗Ltr., des Einzelfeldes Heinrich von 205,056 auf 499,995 Q.⸗Ltr. und des con⸗ 
ſolidirten Bergwerks Auguſte, einſchließlich des nicht erweiterten Einzelfeldes Große Vorſicht mit 199,800 
O. ⸗Ltr. Flächeninhalt von 643,192 Q.⸗Ltr. geſchrieben Sechshundertdreiundvierzigtauſendeinhundertzwei⸗ 
undneunzig Quadrat-Lachtern auf 1,199,794 Q.⸗Ltr. geſchrieben Einemilltoneinhundertneunundneunzigtauſend⸗ 
ſiebenhundertvierundneunzig Quadratlachtern hierdurch erweitert, urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, 
wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß bei dem Königlichen Revierbeamten zu Fürſtenwalde zur 
Einſicht offen Liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 8. Mat 1867. Königliches Oberbergamt. 
(A) Königliche Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. Vom 15. d. M. ab wird auf den unſerer Ver⸗ 
waltung untergebenen Bahnen für Transporte von künſtlichen Düngungsmitteln (Guano, Knochenmehl 
Kaliſalz ꝛc.), wenn dieſelben in ganzen Wagenladungen von mindeſtens 100 Ctr. und laut Vermerk im 
Frachtbriefe zur Beförderung in offenen Wagen aufgegeben werden, ein ermäßigter Spezialtarif eingeführt, 
welcher auf dem Einheitsſatze von 1%, Pf. pro Centner und Meile neben einer Expeditlons⸗Gebühr von 
1 Thlr. für je 100 Ctr. beruht. Das Auf⸗ und Abladen iſt Sache der Verſender reſp. Empfänger. 
Die Frachtſätze find hiernach dieſelben wie bei den Kartoffel⸗Transporten, für welche die Tariftabellen bei 
unſeren Güter⸗Expeditionen zum Preiſe von 1 Sgr. käuflich zu beziehen find. 
Berlin, den 8. Juni 1867. Königliche Direction der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 


Redigirt im Büreau der Königl. Regierung. 
Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch und Sohn in Frankfurt a. O. 


